
Der Bundesvorsitzende 

DSTG * Deutsche Steuer-Gewerkschaft * Friedrichstr. 169 * 10117 Berlin 

Schleswig-Holsteinischer Landtag 
Sozialausschuss 
Herrn Vorsitzender 
Werner Kalinka 
Düsternbrooker Weg 70 
24105 Kiel 

per E-Mail an: Sozialausschuss@landtag.ltsh.de 16. November 2020

Antrag der Abgeordneten der SSW  
„Home-Office steuerlich berücksichtigen“ (Drucksache 19/2327) 

Alternativantrag der Fraktion der SPD  
„Mobiles Arbeiten gesetzlich regeln“ (Drucksache 19/2358) 

Ihr Schreiben vom 6. Oktober 2020 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete, 

sehr geehrte Damen und Herren, 

wir danken für die Möglichkeit, zu den genannten Anträgen Stellung 

nehmen zu dürfen. 

Wir weisen darauf hin, dass der DSTG-Landesverband Schleswig-Holstein 

zu den beiden Anträgen der Fraktionen bereits in der Mündlichen 

Anhörung des Finanzausschusses des Schleswig-Holsteinischen Landtages 

am 10. September 2020 Stellung genommen hat. Die dem Finanzausschuss 

vorab übersandte schriftliche Stellungnahme des DSTG-Landesverbandes 

Schleswig-Holstein (Umdruck Nr. 19/4516) fügen wir diesem Schreiben als 

Anlage bei und verweisen auf die dortigen Ausführungen. 
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Zum Thema „Mobiles Arbeiten gesetzlich regeln“ verweisen wir in 

Absprache mit dem DSTG-Landesverband Schleswig-Holstein auf die 

Stellungnahme des dbb beamtenbund und tarifunion Schleswig-Holstein. 

 

 

Mit freundlichen Grüßen 

 

 
 
Thomas Eigenthaler 
Bundesvorsitzender 



Stellungnahme der DSTG-Schleswig-Holstein zur Anhörung im Finanz-
ausschuss am 10.09.2020 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

vorab bedanke ich mich für die Möglichkeit, zu dem Thema Stellung zu beziehen. 

Bisher gibt es zwei Möglichkeiten, Kosten für häusliches Arbeiten geltend zu ma-
chen: 
1. Wenn das häusliche Arbeitszimmer den Mittelpunkt der gesamten beruflichen
Betätigung bildet, können die Kosten unbegrenzt abgezogen werden
2. Wenn 1. nicht zutrifft, aber kein anderer Arbeitsplatz zur Verfügung steht (z.B.
Lehrkräfte) bis höchstens 1.250,- €.

Ein Arbeitszimmer im steuerlichen Sinne muss ein abgeschlossener Raum sein, 
der allein für diese berufliche Tätigkeit genutzt wird. Ein Mitnutzen anderer sonst 
privat genutzter Räume begründet kein Arbeitszimmer. Es sind dann nur die 
Kosten für direkte Arbeitsmittel wie PC, Schreibtisch und Bürostuhl abzugsfähig. 

Die enorme Ausweitung des Home-Office, hat den Zusammenbruch vieler Unter-
nehmen und Verwaltungen verhindert.  
Allerdings liegen in den meisten dieser Fälle die strengen Voraussetzungen der 
steuerlichen Anerkennung eines häuslichen Arbeitszimmers nicht vor. 
Es müsste in akribischer Weise geprüft werden, ob der Arbeitgeber das Arbeiten 
im Betrieb untersagte oder dem Beschäftigten wegen einer Ausgangssperre 
(Quarantäne) die Nutzung der regelmäßigen Arbeitsstätte nicht möglich war.  
Bei strenger Betrachtung müsste in vielen Fällen der Abzug von Kosten versagt 
werden.  
Hinzu kommt, dass die Arbeitnehmer zur steuerlichen Unehrlichkeit verleitet wer-
den. Wissend, dass sie keine Home-Office-Kosten anerkannt bekommen, dürfte 
es in einer Vielzahl von Fällen zu Falschangaben bei der Entfernungspauschale 
kommen. Vorsätzliche falsche Angaben bei der Anzahl der Arbeitstage an der re-
gelmäßigen Arbeitsstätte wäre eine Steuerhinterziehung. Andererseits müssten 
die Finanzämter die Angaben bei den Arbeitstagen hinterfragen, da ja in vielen 
Fällen zumindest Indizien für ein Home-Office vorliegen. Insgesamt eine ungute 
Situation. Das Steuerrecht sollte hier nicht mittels des Finanzamtes ein nachvoll-
ziehbares Gefühl der Ungerechtigkeit hinterlassen.  
Zudem sollten die Menschen, die in den Finanzämtern arbeiten, nicht mit im 
Grunde kaum nachvollziehbaren Prüfaufgaben belastet werden. Die Finanzämter 
sind jetzt schon dramatisch unterbesetzt und sollten sich um wichtigere Aufga-
ben kümmern. 
Auf der anderen Seite kann man auch nicht unbegrenzt in zeitlicher Dauer wie 
auch in der Höhe Kosten unbegrenzt zum Abzug zulassen. Das bedeutete einen 
Dammbruch, der die Staatskasse dramatisch leeren würde. 
Es erscheint uns daher angemessen, in diesen Fällen mit einer unbürokratischen 
Home-Office-Pauschale zeitlich begrenzt für das Jahr 2020 pragmatisch vorzuge-
hen.  
Weitere Ausführungen werde ich gerne in der Anhörung darlegen. 

Mit freundlichen Grüßen 

Harm Thiessen 
Vorsitzender DSTG-Schleswig-Holstein 
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